
1 
 

 

 

ˈAktionsplan Inklusionˈ 

der Stadt Ratzeburg 

2024 – 2028 

 

ENTWURF 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



2 
 

 

1. Präambel 

Die Stadt Ratzeburg ist verpflichtet, Menschen mit Behinderungen eine 

gleichberechtigte Teilhabe an und in unserer Stadtgesellschaft zu ermöglichen. 

Diese Verpflichtung ergibt sich grundsätzlich aus der UN-

Behindertenrechtskonvention (UN-BRK), die seit 2009 in der Bundesrepublik 

Deutschland in Kraft ist. Sie wird überdies konkret gefasst im Gesetz zur 

Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen 

(Landesbehindertengleichstellungsgesetz – LBGG) vom 23.03.2022. Dort heißt es 

unter § 1 - Ziele des Gesetzes: 

(1) Die Gleichstellung von Menschen mit und ohne Behinderungen ist Aufgabe 
des Staates und der Gesellschaft. 

(2) In Umsetzung des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen (UN-Behindertenrechtskonvention) vom 13. 
Dezember 2006 und der verfassungsrechtlichen Vorgaben sind Ziele dieses 
Gesetzes 

1. die Benachteiligung von Menschen mit Behinderungen vollständig 
abzubauen und zu verhindern, 

2. gleichwertige Lebensbedingungen und Chancengleichheit für Menschen 
mit Behinderungen herzustellen, 

3. ihre vollständige, wirksame und gleichberechtigte Teilhabe am Leben in 
der Gesellschaft zu gewährleisten, 

4. ihnen eine selbstbestimmte Lebensführung in Würde und die Entfaltung 
ihrer Persönlichkeit zu ermöglichen, 

5. die vollständige und gleichberechtigte Inanspruchnahme aller Rechte 
durch Menschen mit Behinderungen zu fördern und zu schützen sowie 

6. die Inklusion und die Partizipation zu fördern. 

Dabei wird den unterschiedlichen Formen von Behinderungen und den damit 
verbundenen spezifischen Bedürfnissen der unterschiedlichen Menschen mit 
Behinderungen Rechnung getragen. Hierzu zählt auch eine angemessene 
Ansprache des Personenkreises, welche die Menschen und nicht deren 
Behinderungen in den Vordergrund stellt. 
 

Mit ihrem ˈAktionsplan Inklusionˈ will die Stadt Ratzeburg dieser Verpflichtung 
Rechnung tragen.  
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2. Ziel des Aktionsplanes 

Mit ihrem ˈAktionsplan Inklusionˈ will die Stadt Ratzeburg bestehende Barrieren 

für Menschen mit Behinderung im Sinne einer bewusst gelebten Inklusion 

kontinuierlich und ambitioniert abbauen.  

Der ˈAktionsplan Inklusionˈ konzentriert sich auf Maßnahmen, die in der 

Zuständigkeit und der Verantwortung der Stadt Ratzeburg liegen. Städtische 

Liegenschaften und Infrastrukturen, städtische Dienstleistungen und Angebote 

sowie die städtische Informationspolitik sollen auf das Ziel von Inklusion 

ausgerichtet werden.  

Menschen mit Behinderungen sollen an der Umsetzung ˈAktionsplan Inklusionˈ 

konkret beteiligt werden.  

Die Stadt Ratzeburg hofft dabei, dass der ˈAktionsplan Inklusionˈ in der 

Stadtgesellschaft als ein Vorbild wahrgenommen wird. Er soll öffentliche 

Institutionen, medizinische Einrichtungen, Wirtschaftstreibende sowie 

Bürgerinnen und Bürger sensibilisieren und motivieren, sich gleichermaßen für 

den Abbau von Barrieren einzusetzen.  

 

3. Umsetzung des Aktionsplanes 

Der vorliegende ˈAktionsplan Inklusionˈ ist eine fachlich fundierte Empfehlung in 

Form eines konkreten Maßnahmenkataloges. Federführend wird die Verwaltung 

mit der Umsetzung der Maßnahmen betraut.  

Alle Maßnahmen stehen unter dem Vorbehalt der Finanzierung. Sofern hierzu 

Beschlüsse der Stadtpolitik notwendig sind, werden die zuständigen 

Fachausschüsse beteiligt und um entsprechende Beschlussfassungen gebeten. 

Über die Umsetzung von organisatorischen Maßnahmen ohne weitergehende 

finanzielle Auswirkungen berichtet die Verwaltung den zuständigen 

Fachausschüssen. Die Maßnahmen sind entsprechend klassifiziert.  

Der ˈAktionsplan Inklusionˈ wird federführend von der Verwaltung evaluiert und 

fortgeschrieben. Dabei werden Menschen mit Behinderungen sowie Fachleute 

aktiv und beratend beteiligt.  

 

4. Zeitlicher Rahmen 

Der ˈAktionsplan Inklusionˈ der Stadt Ratzeburg soll zunächst für 5 Jahre von der 

Stadtvertretung beschlossen und in Kraft gesetzt werden. Der vorliegende 
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ˈAktionsplan Inklusionˈ soll analog zur Legislaturperiode für den Zeitraum von 

2024 - 2028 gelten. Er wird einmal jährlich von der Verwaltung evaluiert und in 

den städtischen Gremien beraten.  

Die Fortschreibung des ˈAktionsplanes Inklusionˈ wird einem Jahr vor dessen 

Ablauf von der Verwaltung angestoßen und unter Beteiligung von Menschen mit 

Behinderungen und Fachleuten inhaltlich sowie zeitlich ausgestaltet. Das 

Ergebnis wird der Stadtpolitik zur Beratung und Beschlussfassung wiederum 

vorgelegt.  
 

5. Begriffsdefinitionen 

5.1 Begriff der Behinderung  

Der allgegenwärtig benutze Begriff der „Behinderung“ ist nicht ganz so einfach 

zu definieren, wie es meist getan wird. Zum einen gibt es in Deutschland den 

Rechtsbegriff der Behinderung nach § 2 Absatz 1 Sozialgesetzbuch IX (SGB IX), 

der bis zum 31.12.2017 wie folgt lautete:  

„Menschen sind behindert, wenn ihre körperliche Funktion, geistige Fähigkeit 

oder seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs 

Monate von dem für das Lebensalter typischen Zustand abweichen und daher 

ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist“.  

Hiernach wird in Verbindung mit der seit 2009 in Kraft getretenen 

„Versorgungsmedizin-Verordnung“ einschließlich der Anlage 2 „Versorgungs-

medizinische Grundsätze“ über die Erteilung eines Schwerbehinderten-

ausweises entschieden. In der Zuordnung eines Grades an Behinderung geht es 

allerdings bis heute nach den Defiziten eines Menschen.  

Im Artikel 1 der UN-BRK, wird der Begriff der Behinderung so beschrieben:  

„Zu den Menschen mit Behinderungen zählen Menschen, die langfristige 

körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, welche 

sie in Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren an der vollen, wirksamen 

und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern können.“  

Es gibt überdies die Beschreibung der World Health Organisation (WHO) für die 

Einstufung nach der „Internationalen Klassifikation der Funktionsfähigkeit 

Behinderung und Gesundheit (ICF)“. Hierin werden nicht mehr die Defizite einer 

Person festgestellt, sondern die für sie relevanten Fähigkeiten und die 

Teilnahmemöglichkeiten am sozialen Geschehen eingeordnet.  
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Wie man sieht, ist der Standpunkt der Betrachtung jeweils ein anderer. Während 

die Einschätzungen nach UN-BRK und ICF eher auf die vorhandenen 

Möglichkeiten eines Menschen abstellen an der Gesellschaft vollumfänglich 

teilzuhaben, wird im deutschen Behindertenrecht bisher noch auf vorhandenen 

Leiden oder Krankheiten abgestellt und die damit zusammenhängende 

Nichtteilhabe. Im Grundgesetz Artikel 3 Absatz 3, Satz 2 wurde bereits 1994 

aufgenommen, dass niemand wegen seiner Behinderung benachteiligt werden 

darf.  

In diesem Zusammenhang ist die Ratifizierung der UN-BRK in Deutschland 

bedeutsam. Mit dem Inkrafttreten der zweiten Stufe des 

Bundesteilhabegesetzes zum 01.01.2018 wurde der Begriff in § 2 Absatz 1 SGB 

IX dem Begriff in der UN-BRK angepasst und lautet nun, wie folgt:  

„Menschen mit Behinderungen sind Menschen, die körperliche, seelische, 

geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, die sie in Wechselwirkung mit 

einstellungs- und umweltbedingten Barrieren an der gleichberechtigten 

Teilhabe an der Gesellschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs 

Monate hindern können. Eine Beeinträchtigung nach Satz 1 liegt vor, wenn der 

Körper- und Gesundheitszustand von dem für das Lebensalter typischen 

Zustand abweicht.“  

Die UN-BRK und die Bundesrepublik Deutschland wertschätzen damit die 

individuelle Besonderheit der Menschen und überwinden den medizinischen 

Defizitansatz. Menschen mit Behinderungen leisten nach der UN-BRK einen 

Beitrag zum allgemeinen Wohl und zur Vielfalt in der Gesellschaft. Damit wird 

aus Einschränkung Teilhabe und aus Behinderung Vielfalt.1 

In Ratzeburg leben laut Angaben des Landesamtes für soziale Dienste (Stand: 

2021) 2.166 Menschen (15,02% der Bevölkerung) mit einem Grad der 

Behinderung von 50% und mehr. In der überwiegenden Mehrzahl sind dies 

Menschen mit Mobilitätseinschränkungen, Menschen mit einer 

Hilfsbedürftigkeit, Menschen mit chronischen Erkrankungen sowie zu einem 

kleinen Anteil auch Blinde und Gehörlose.  

 
 

 
1 Zitiert aus dem Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention der Stadt Salzgitter für 
Menschen mit Behinderungen (S. 13) 
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5.2 Begriff der Inklusion  

Was ist "Inklusion"? Laut dem Grundgesetz Artikel 1 der Bundesrepublik 

Deutschland ist die Würde des Menschen unantastbar. Sie zu achten und zu 

schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. Das deutsche Volk bekennt 

sich darum zu unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten als 

Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der 

Gerechtigkeit in der Welt. Inklusion ist nicht nur eine gute Idee, sondern ein 

Menschenrecht.  

Sie bedeutet, dass kein Mensch ausgeschlossen, ausgegrenzt oder an den Rand 

gedrängt werden darf. Als Menschenrecht ist Inklusion unmittelbar verknüpft 

mit den Ansprüchen auf Freiheit, Gleichheit und Solidarität. Damit ist Inklusion 

sowohl ein eigenständiges Recht, als auch ein wichtiges Prinzip, ohne dessen 

Anwendung die Durchsetzung der Menschenrechte unvollständig bliebe.  

Das heißt, dass der Staat die Menschenrechte durch seine Rechtsordnung 

absichert und die tatsächlichen Voraussetzungen dafür schafft, dass alle ihre 

Rechte gleichermaßen wahrnehmen können. Dabei gewährleistet die 

Rechtsordnung den Schutz vor jeglicher Form von Diskriminierung. Ganz gleich, 

ob es sich hierbei um die Hautfarbe, die Herkunft, die ethnische Zugehörigkeit, 

die geschlechtliche Identität, die sexuelle Orientierung oder eben eine 

Behinderung handelt. Unser Grundgesetz sagt dazu in Artikel 3, dass niemand 

wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, 

seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen 

Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden und niemand wegen seiner 

Behinderung benachteiligt werden darf.  

Um Inklusion wirkungsvoll umzusetzen, braucht es diesen tief verwurzelten auf 

höchster Ebene festgelegten Schutz vor Diskriminierung. Das Ziel muss es daher 

sein, alle Barrieren, die diesem (noch) im Wege stehen, zu beseitigen. Das gilt für 

bauliche Barrieren genauso wie für Barrieren in unseren Köpfen.  

Nur wenn alle Menschen mitmachen, kann Inklusion gelingen und eine 

Ausgrenzung jeglicher Art verhindert werden. Denn Inklusion bedeutet 

miteinander und nicht nebeneinander zu leben.2 

 

 

 
2 Zitiert aus dem Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention der Stadt Salzgitter für 
Menschen mit Behinderungen (S. 13) 
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6. Ausgangslage 

Der ˈAktionsplan Inklusionˈ der Stadt Ratzeburg ist im Zeitraum von 2022/2023 

auf Basis einer Beschlusslage des Hauptausschusses vom 28.11.2022 und im 

Zuge eines offenen Beratungs- und Begutachtungsprozesses erarbeitet wurden.  

Er wurde in Form einer Defizitanalyse entwickelt, unter Beachtung der 

städtischen Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten. Als Leitbild galt dabei: 

„Wir müssen vor unserer Haustür kehren!“.  

Aus der Defizitanalyse wurden Ideen und Maßnahmen zur Behebung der 

vorgefundenen Defizite erörtert und beschrieben. 

Darin mitgewirkt haben Verantwortliche aus den Fachbereichen der 

Stadtverwaltung, aus den Leitungsorganen städtischer und stadtnaher 

Einrichtungen, aus den Schulleitungen, den Kitaleitungen (Städtischer 

Kindergarten/ Kita Wilde 13) und aus der Stadtpolitik.  

Einbezogen wurden Beraterinnen und Berater, die sich in Form einer 

Interessensvertretung oder als Aktivisten für die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen einsetzen. Sie haben ihre Expertise eingebracht. Namentlich 

waren dies Martina Radtke vom Behindertenbeirat der Stadt 

Georgsmarienhütte, Kirsten Vidal, Behindertenbeauftragte des Kreises 

Herzogtum Lauenburg, Mario Preusche, Inklusionsbeauftragter des Kreises 

Herzogtum Lauenburg sowie Sabine Hübner, ehemalige Behindertenbeauftragte 

der Stadt Ratzeburg.  

Die Klasse 9a der Gemeinschaftsschule Lauenburgische Seen unter der Leitung 

von Frau Telse Frahm beteiligte sich mit einem Aktionstag.  

Der ˈAktionsplan Inklusionˈ wurde im Entwurfsstadium im Zuge einer 

öffentlichen Veranstaltung Menschen mit und ohne Behinderungen präsentiert 

und gemeinschaftlich diskutiert. Die Ergebnisse wurden in den Aktionsplan 

aufgenommen.  

Der gesamte Prozess wurde begleitet und gefördert durch die Partnerschaft für 

Demokratie der Stadt Ratzeburg und des Amtes Lauenburgische Seen.  
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7. Maßnahmen im ˈAktionsplan Inklusionˈ der Stadt Ratzeburg  

            für die Jahre 2024 - 2026 

7.1 Stadtverwaltung 

Als maßgebliche Defizite wurden die Zuwegung zum Rathaus, die 

Durchgängigkeit und die Orientierung im Rathaus sowie die Kommunikation 

aus dem Rathaus festgestellt.  

a) Zuwegung zum Rathaus verbessern 

Maßnahme 1: Zuwegung vor dem Rathaus für Rollstühle und       

                            Rollatoren optimieren (von der Bushaltestelle,  

                            vom Parkplatz) (Beratung/ Stadtpolitik) 

b) Durchgängigkeit im Rathaus verbessern  

Maßnahme 2: automatische Türöffner installieren 

                          (Bürgerbüro, Tourist-Info, Rathaus-Durchgang)  

                          (Organisation/ Verwaltung) 

Maßnahme 1: Zuwegung zur barrierefreien WC-Anlage erreichbar  

                           gestalten (Beratung/ Stadtpolitik) 

Maßnahme 3: Treppenstufen für seheingeschränkte Menschen   

                           besser kennzeichnen (Organisation/ Verwaltung) 

Maßnahme 4: bei Umbaumaßnahmen grundsätzlich das Thema  

                          Barrierefreiheit betrachten                              

                          (Organisation/ Verwaltung) 

c) Orientierung im Rathaus verbessern 

Maßnahme 1: einfacher Orientierungsplan mit wiederkehrenden   

                          visuellen Hilfen im Rathaus (etagenweise) 

                          anfertigen und im Eingangsbereich aushängen  

                          (ggf. als digitales Infosystem im Eingangsbereich)  

                         (Organisation/ Verwaltung) 

Maßnahme 2: Informationen über barrierefreie Angebote  

                          im Rathaus veröffentlichen (einfache Sprache) 

                          (Organisation/ Verwaltung) 
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d) Kommunikation aus dem Rathaus verbessern 

Maßnahme 1: städtische Webseite barrierefrei gestalten  

                          (Barrierefreie-Informationstechnik-Verordnung -  

                          BITV 2.0) (Beratung/ Stadtpolitik) 

Maßnahme 2: Informationen zu barrierefreien Angeboten im  

                          Rathaus darstellen (Webseite/ Tafel oder digitale  

                          Infostele) (Organisation/ Verwaltung) 

Maßnahme 3: Hinweise für Bürgerinnen und Bürger in einfacher  

                          Sprache erstellen und vorhalten: 

                          - auf der Webseite zur Erläuterung von Verfahren,  

                             Zuständigkeiten und Ansprechpartnern 

                          - als Beiblätter zur Erläuterung von Anträgen und  

                            Bescheiden (Organisation/ Verwaltung) 

Maßnahme 4: Inhouse-Seminare zum Umgang mit Menschen mit  

                          Behinderungen (Organisation/ Verwaltung) 

e) Barrierefreiheit proaktiv fördern 

Maßnahme 1: Beschlussvorlagen für die städtischen Gremien um  

                          verpflichtende Aussagen zur Auswirkung auf/  

                          Verbesserung von Inklusion ergänzen  

                          (Organisation/ Verwaltung) 

Maßnahme 2: Einführung eines digital gestützten  

                          Mängelmeldesystem für Bürgerinnen und Bürger 

      (Meldemöglichkeit von Barrieren im öffentlichen  

                          Raum) (Organisation/ Verwaltung) 

7.2 Tourismus 

Als maßgebliche Defizite wurden der Informationstand zur barrierefreien 

Zugänglichkeit der touristischen Sehenswürdigkeiten, der Veranstaltungs-

orte, der Unterkünfte und der Gastronomien, die Beschilderung und 

Informationslage am Bahnhof sowie die öffentlichen Informationsangebote 

(einfache Sprache) festgestellt. 

Maßnahme 1: Entwicklung einer Broschüre ˈBarrierefreies Ratzeburgˈ  

                                     (digital und Print) mit Informationen zur Zugänglichkeit  

                                      der touristischen Sehenswürdigkeiten, der  

                                      Veranstaltungsorte und der Gastronomien, zu  
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                                      Behindertenparkplätzen und zu öffentlichen  

                                      barrierefreien Toiletten (Organisation/ Verwaltung) 

Maßnahme 2: touristische Webseite barrierefrei gestalten  

                                     (Barrierefreie-Informationstechnik-Verordnung -  

                                      BITV 2.0) (Organisation/ Verwaltung) 

Maßnahme 3: Informationen zur Zugänglichkeit der vermittelten  

                                     Unterkünfte einholen und für die Beratung  

                                     aufarbeiten (Organisation/ Verwaltung) 

Maßnahme 4: Beschilderung und Informationsangebote am Bahnhof  

                                     optimieren (z. B. durch einen zusätzlichen Schaukasten  

                                     oder eine digitale Infostele) (Beratung/ Stadtpolitik)          

Maßnahme 5: Schaukästen konzeptionell überarbeiten (Standorte in  

                                     allen Stadtteilen, Inhalte, ggf. Wechsel auf digitale  

                                     Infostelen) (Organisation/ Verwaltung) 

Maßnahme 6: Stadtplan für barrierefreie Rundgänge erarbeiten 

                                     (Beratung/ Stadtpolitik)                       

Maßnahme 7: Stadtführungen in einfacher Sprache entwickeln  

                                     (Organisation/ Verwaltung) 

Maßnahme 8: Herstellung von touristischem Infomaterial in besserer                                       

                          Lesbarkeit (Schriftgröße/ Kontrast/ Farbgebung)   

                          (Organisation/ Verwaltung) 

7.3 Bildungseinrichtungen 

7.3.1 Stadtbücherei 

Als maßgebliche Defizite wurden der Zugang zur Bücherei, die 

Mediennutzung und der Medienbestand festgestellt. 

Maßnahme 1: Einrichtung eines Leitsystems von der Bushaltestelle/  

                          vom Parkplatz zur Stadtbücherei                              

                          (Beratung/ Stadtpolitik) 

Maßnahme 2: Einführung von höhenverstellbaren Regalsystemen  

                          (Beratung/ Stadtpolitik) 

 



11 
 

Maßnahme 3: Einführung eines höhenverstellbaren  

                          Selbstverbuchersystems (Organisation/ Verwaltung) 

Maßnahme 4: Erweiterung des Medienangebotes für Menschen mit  

                          geistigen Behinderungen und kognitiven         

                          Einschränkungen (Organisation/ Verwaltung) 

Maßnahme 5: Informationen über barrierefreie Angebote  

                           in der Stadtbücherei veröffentlichen (einfache  

                           Sprache) (Organisation/ Verwaltung) 

7.3.2 Offene Ganztagsschule/ Standort Vorstadt 

Als maßgebliches Defizit wurde der Zugang zum OGS-Standort festgestellt. 

Maßnahme 1: automatischen Türöffner installieren  

                                     (Beratung/ Schulverband) 

7.3.3 Offene Ganztagsschule/ Standort St. Georgsberg (SV) 

Als maßgebliche Defizite wurden die Orientierung am OGS-Standort, die 

Akustik in den Räumlichkeiten sowie die fehlende Barrierefreiheit der 

Außenspielfläche festgestellt. 

Maßnahme 1: Orientierung im Gebäude mit wiederkehrend visuellen  

                          Hilfen verbessern (Hinweise zu den Toiletten oder zur  

                           Mensa) (Beratung/ Schulverband) 

Maßnahme 2: Barrierefreie Angebote im Erdgeschoss konzentrieren 

                          (Organisation/ Verwaltung) 

Maßnahme 3: Verbesserung der Akustik in den Lehrräumen zur  

                          Lärmreduktion (Beratung/ Schulverband) 

Maßnahme 4: Barrierefreie Gestaltung des Spielgeländes im  

                          Außenbereich (Beratung/ Schulverband) 

7.3.4 Volkhochschule 

Als maßgebliche Defizite wurden die Erreichbarkeit der Lehrräume, das 

Fehlen einer barrierefreien WC-Anlage sowie die Orientierung im Haus 

festgehalten.  

Maßnahmen zur Liegenschaft (Ernst-Barlach-Schule):  

Grundsätzliche Überarbeitung der Liegenschaft im Zuge des 

Städtebauförderprogramms „Südlicher Inselrand“ unter 
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Berücksichtigung aller Erfordernisse von Barrierefreiheit von der 

Zuwegung bis in die Räumlichkeiten  

(Erreichbarkeit, Orientierung, barrierefreie WC-Anlage) 

Maßnahme 1: Informationen über barrierefreie Angebote  

                                     in der Volkshochschule veröffentlichen 

                                     (einfache Sprache) (Organisation/VHS) 

Maßnahme 2: Suche nach einer Interimslösung für mindestens einen  

                                      Raum, in dem Bildungsangebote bei Bedarf auch  

                                      barrierefrei und inklusiv durchgeführt werden können.                

                                      (Organisation/VHS) 

Maßnahme 3: Zuwachs an barrierefreien Angeboten  

                                     (Organisation/VHS) 

7.3.5 Jugendzentren 

Als maßgebliche Defizite wurden die Zuwegung und der Zugang zu den 

Jugendzentren, die Akustik sowie das Fehlen einer barrierefreien WC-Anlage 

im GLEIS21 festgestellt. 

Maßnahme 1: Zuwegung zu den Jugendzentren barrierefrei  

                          gestalten (Rampen, Orientierung)  

                         (Beratung/ Stadtpolitik) 

Maßnahme 2: automatische Türöffner installieren  

                          (Beratung/ Stadtpolitik) 

Maßnahme 3: Verbesserung der Akustik in den Gruppenräumen zur  

                          Lärmreduktion (Beratung/ Stadtpolitik) 

Maßnahme 4: barrierefreie WC-Anlage im GLEIS21 einrichten  

                          (Beratung/ Stadtpolitik) 

Maßnahme 5: Anschaffung höhenverstellbarer Spielgeräte  

                         (Beratung/ Stadtpolitik) 

Maßnahme 6: Informationen über barrierefreie Angebote  

                                     in den Jugendzentren veröffentlichen 

                                     (einfache Sprache) (Organisation/Träger) 

Maßnahme 7: Zuwachs an barrierefreien Angeboten  

                                     (Organisation/Träger) 
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7.4 Schulen (Liegenschaften)  

(hier: Ergebnisse der moderierten Gesprächsrunde mit den 

Schulleitungen der Lauenburgische Gelehrtenschule und der 

Grundschule sowie Erkenntnis aus dem Aktionstag ‚Inklusion‘ an der 

Gemeinschaftsschule Lauenburgische Seen) 

      Als maßgebliches Defizit in den Schulen wurden vor allem die oftmals     

      fehlende Orientierung innerhalb der Gebäude, insbesondere für Besucher,  

      festgestellt.  
 

      In Schulen mit Altbaubeständen, vor allem in den Grundschulen, wurden  

      zudem Barrieren in Form von Stufen festgestellt, die Teile der Gebäude,  

      teilweise mit Fachräumen, nur bedingt oder gar nicht erreichbar sein  

      lassen. Zudem wurden hier auch die zu kleinen Klassen- und Gruppenräume  

      im Altbestand bemängelt. 

      Der Lehrer-Behindertenparkplatz am Schulstandort Vorstadt ist nicht  

      barrierefrei von und in Richtung der Schulgebäude zu erreichen.  

      Weiterhin wurde kleinere Defizite aufgrund fehlender Wartung festgestellt.    

Maßnahme 1: Entwicklung und Implementierung von Orientierungs- 

                          konzepten in den Schulgebäuden, beginnend von den  

                          Haltestellen und den Parkplätzen.  

                          (Beratung/ Schulverband) 

Maßnahme 2: Erfassung von bestehenden Barrieren im Altbestand der  

                          Schulgebäude und Entwicklung von Konzepten zur  

                          Beseitigung dieser Barrieren. (Organisation/ Verwaltung) 

Maßnahme 3: Erarbeitung von neuen Raumkonzepten in Schulen mit  

                          Altbeständen (Organisation/ Verwaltung) 

Maßnahme 4: Überprüfung des Lehrer-Behindertenparkplatz am  

                          Schulstandort Vorstadt mit Blick auf die Zuwegung von  

                          und zum Parkplatz und Beseitigung der Barrieren in der  

                          Zuwegung. (Organisation/ Verwaltung) 

Maßnahme 5: Regelmäßige Kontrolle und Reparatur von  

                          Hilfseinrichtungen zur Barrierefreiheit, wie z.B.  

                          automatische Türöffner. (Organisation/ Verwaltung) 
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7.5 Kitas 

(hier: Ergebnisse der moderierten Gesprächsrunde mit 

Vertreter*innen der städtischen Kita und der Kita Wilde 13) 

     Als maßgebliche Defizite wurde vor allem die Zugänge für Menschen im  
     Rollstuhl, aber auch für Mütter mit Kinderwagen, zu den Kitas benannt.  
 

Ebenso wurden Barrieren zum Außengelände benannt, beispielswiese Stu-   
      fen zum Spielplatz im Städtischen Kindergarten. Weiterhin wurde die Größe  
      der Gruppenräume als ein Hemmnis für inklusives Arbeiten benannt.  

 
Maßnahme 1: Überprüfung der Eingangsbereiche mit Blick auf die  

         Möglichkeiten, hier barrierefreie Zugänge zu schaffen.  

                          (Organisation/ Verwaltung - Beratung/ Stadtpolitik)  

Maßnahme 2: Überprüfung der Zugänge zum Außengelände mit Blick auf  

                          die Möglichkeiten, hier barrierefreie Zugänge zu schaffen.  

                          (Organisation/ Verwaltung - Beratung/ Stadtpolitik) 

Maßnahme 3: Überprüfung der Gruppenräume mit Blick auf die  

                           Möglichkeiten, hier Verbesserungen für inklusive  

                           Angebote zu erreichen. (Organisation/ Verwaltung -  

                           Beratung/ Stadtpolitik)        

Maßnahme 4: Jährlicher Austausch mit Kitaleitungen und Verwaltungen  

                          zum Stand der Barrierefreiheit und der Inklusion in Kitas  

                          (Organisation/ Verwaltung) 

Hinweis:  Als besonders schwerwiegendes Defizit wurde sowohl von den 
Schulleitungen als auch von den Kitaleitungen benannt, dass es zwar 
grundsätzlich gute und ausreichende Unterstützung für Kinder und Jugend-
liche mit festgestelltem Inklusionsbedarf für gibt, der Weg bis zur Diagnos-
tik aber sehr oft viel zu lang ist (Grund: eklatanter Mangel an Gutachter*in-
nen). Kinder und Jugendliche mit einer Behinderung bekommen so häufig 
zu wenig und zu spät Hilfe. Hier wäre es wichtig, dass dieser Mangel an 
Diagnostik auch politisch und öffentlich im Schulterschluss mit dem Schul-
amt des Kreises Herzogtum Lauenburg thematisiert wird.     
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7.6 Sportstätten 

7.6.1 Sportplätze 

Als maßgebliche Defizite wurden die Erreichbarkeit und die Größe der 

Umkleideräume, das Fehlen von barrierefreien WC-Anlagen, diverse 

Barrieren (z.B. Treppenstufen, Gefälle) zu den Sportanlagen und zu den 

Zuschauertribünen sowie fehlende Sicherheitseinrichtungen (z.B. Handläufe) 

festgestellt.  

     Maßnahme 1: Entwicklung eines inklusives Gesamtkonzept für  

                                beide städtischen Sportplätze (Riemannstraße und  

                                Heinrich-Hertz-Straße) (Beratung/ Stadtpolitik)  

Maßnahme 2: Schaffung barrierefreier Zuwegungen und  

                          Verbindungen zu allen Sportanlagen (Kunstrasen und  

                          Rasenplätze) sowie zur Zuschauertribüne auf dem  

                          Riemannsportlatz (Beratung/ Stadtpolitik) 

Maßnahme 3: Sanierung der Umkleidekabinen und Sanitäranlagen auf  

                          dem Riemannsportplatz mit Einrichtung einer  

                          barrierefreien WC-Anlage und einer barrierefreien  

                          Zuwegung (Beratung/ Stadtpolitik) 

Maßnahme 4: Schaffung von Plätzen für Zuschauer mit Rollstühlen  

                          oder Rollatoren auf der Tribüne an der Riemannstraße  

                          (Beratung/ Stadtpolitik) 

Maßnahme 5: freie Nutzungen (Öffnungszeiten) auf den Sportplätzen  

                          für alle Bürgerinnen und Bürger ermöglichen  

                          (Beratung/ Stadtpolitik)  

Empfehlung: Langfristig beide Sportplätze barrierefrei ausgestalten, 

planerisch aber zunächst auf einen Sportplatz fokussieren mit dem 

Ziel, dass möglichst zeitnah überhaupt eine barrierefreie 

Außensportanlage in Ratzeburg entsteht. 

 

Empfehlung: Sinnvolle, bauliche Veränderungen im Rahmen bereits 

geplanter Reparaturmaßnahmen. Immer, wenn sowieso gebaut wird, 

ist zu prüfen, ob gleichzeitig Maßnahmen im Sinne einer 

Barrierefreiheit umgesetzt werden können. 
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7.6.2 Sporthallen 

Als maßgebliche Defizite wurden die Zugänge, die Größe der Umkleideräume, 

die Orientierung in den Hallen sowie die Erreichbarkeit einer barrierefreien 

WC-Anlage festgestellt.  

Riemannhalle: 

     Maßnahme 1:  Zugänge zur Halle und in der Halle überarbeiten  

                                (automatische Türöffner, Verbreiterung des Zugangs  

                                zwischen Fahrstuhl und Sportfeld)                                           

                                (Beratung/ Stadtpolitik) 

     Maßnahme 2: Entwicklung und Präsentation eines vereinfachten  

                               Übersichtsplanes in der Riemannhalle und Beschilderung   

                               der barrierefreien WC-Anlagen (Beratung/ Stadtpolitik) 

     Maßnahme 3: einen Umkleidebereich behindertengerecht umbauen  

                               (Beratung/ Stadtpolitik)            

Halle Grundschule St. Georgsberg: 

     Maßnahme 1: einen Umkleide- und Sanitärbereich behindertengerecht  

                               umbauen mit Einrichtung einer barrierefreien WC-Anlage  

                               (Beratung/ Stadtpolitik) 

7.7 Freizeiteinrichtungen 

7.7.1 Badestellen  

      Die städtischen Badestellen sind für Menschen mit Behinderungen aktuell  

      nur eingeschränkt oder gar nicht nutzbar. Lediglich im Strandbad  

      Schloßwiese ermöglicht eine befahrbare Matte mit integrierter Bank zum  

      Übersetzen einen Zugang zum Wasser für Menschen mit Gehbehinderungen.  

                Maßnahmen zur inklusiven Gestaltung der Seebadestelle  

               ˈStrandbad Schloßwieseˈ:  

                Grundsätzliche Überarbeitung der Liegenschaft im Zuge des  

                Städtebauförderprogramms „Südlicher Inselrand“ unter  

                Berücksichtigung aller Erfordernisse von Barrierefreiheit und der  

                Möglichkeit, neue Inklusivangebote zu etablieren (z.B.  

                Inklusionsbänke, inklusive Strandkörbe, Duschrollstühle auf  

                Leihbasis, Unterwassersteg mit Baderollstuhl) 
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7.7.2 Kurpark  

Der städtische Kurpark ist aktuell für Menschen mit Behinderungen in Teilen 

nutzbar. Einschränkungen gibt es vor allem für Menschen mit 

Sehbehinderungen. Es fehlen allerdings inklusiv ausgestaltete Begegnungs-

räume und -angebote.  

     Maßnahmen zur inklusiven Gestaltung des Kurparks:  

     Grundsätzliche Überarbeitung der Liegenschaft im Zuge des     

     Städtebauförderprogramms „Südlicher Inselrand“ unter Berücksichtigung  

     aller Erfordernisse von Barrierefreiheit und der Möglichkeit, neue 

     Inklusivangebote zu etablieren (z.B. Inklusionsbänke) 
 

7.7.3 Spielplätze  

Es wurde festgestellt, dass auf den städtischen Spielplätzen inklusive 

Spielangebote mit Ausnahme weniger Nestschaukeln so gut wir gar nicht 

vorhanden sind und diese auch nicht kommuniziert werden.  

     Maßnahme1:  Entwicklung von inklusiven Spielangeboten in allen drei  

                               Stadtteilen auf jeweils einen prädestinierten  

                               Spielplatzstandort, der wegetechnisch gut erreichbar,  

                               stark frequentiert und von Kitas mitgenutzt wird  

                               (z.B. Vorstadt: Spielplatz Röpersberg, Insel: Spielplatz  

                               Kurpark, St. Georgsberg: Spielplatz am Giesensdorfer  

                               Weg) unter Einbeziehung bestehender Förder- 

                               möglichkeiten (z.B. AktivRegion Herzogtum Lauenburg   

                               Nord, REWE-Stiftung oder auch Sponsoren vor Ort)                                 

                               (Beratung/ Stadtpolitik) 

         Maßnahme 2:  Bei der Ersatzbeschaffung von abgängigen Spielgeräten soll  

                                    grundsätzlich geprüft werden, ob Spielgeräte, die auch eine  

                                    inklusive Nutzung ermöglichen, bevorzugt beschafft  

                                    werden können. (Organisation/ Verwaltung) 

         Maßnahme 3: Darstellung aller Spielplätze auf der städtischen Webseite  

                                    mit Angaben zu inklusiven Spielangeboten und zur  

                                    Erreichbarkeit (Organisation/ Verwaltung) 
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7.8 Wege, Übergänge, Bushaltestellen, Parkplätze 

7.8.1   Geh- und Spazierwege 

Die Geh- und Spazierwege im Stadtgebiet befinden sich in einem sehr 

unterschiedlichen Zustand. Ein Teil ist barrierefrei oder barrierearm saniert 

und verfügt beispielsweise über abgesenkte Bordsteine an den Übergängen 

oder taktile Platten als Wegweisung für Menschen mit Sehbehinderungen (z. 

Heinrich-Hertz-Straße). Andere Gehwege sind aufgrund ihres Alters und 

Zustandes wiederum überhaupt nicht barrierefrei begehbar (z.B. Ziethener 

Straße).  

     Maßnahme 1:  Entwicklung eines Wegekatasters mit einer Bewertung zur  

                                barrierefreien Nutzbarkeit unter Beteiligung von  

                                Menschen mit Behinderungen  

                                (Organisation/ Verwaltung – Beratung/ Stadtpolitik) 

     Maßnahme 2: Entwicklung eines Sanierungskonzeptes zur Herstellung  

                               von barrierefreien Gehwegen im Stadtgebiet unter    

                               Beteiligung von Menschen mit Behinderungen:  

• Oberflächengestaltung 

• Borsteinabsenkungen 

• Festlegung eines einheitlichen Konzeptes für den 

Einbau taktiler Wegweisungen im Stadtgebiet 

• Festlegung von vordringlichen Bedarfen 

(Priorisierung von Gehwegen, die quartiers-

verbindenden Charakter haben (z.B. Ziethener Straße, 

Mecklenburger Straße, Saarlandstraße, Friedrich-

Ebert-Straße, Berliner Straße)  

(Organisation/ Verwaltung) 

     Maßnahme 3: Barrierefreie Ausgestaltung von Gehwegen, die im  

                               Rahmen von laufenden Sanierungsmaßnahmen erneuert  

                               werden (Organisation/ Verwaltung) 

     Maßnahme 4: Installation von Bänken entlang von Wegen mit  

                               quartiersverbindendem Charakter (nicht nur Spazierwege)  

                               unter Beteiligung von Menschen mit Behinderungen  

                               (Organisation/ Verwaltung – Beratung/ Stadtpolitik) 
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7.8.2   Übergänge 

Es wurde festgestellt, dass Straßenübergänge (beampelt oder unbeampelt) 

im Stadtgebiet nicht durchgehend barrierefrei ausgestaltet sind. Vor allem 

fehlen Unterstützungsangebote für Menschen mit Sehbehinderungen.  

     Maßnahme 1:  Erfassung aller Straßenübergänge mit einer Bewertung zur  

                                barrierefreien Nutzung, zum Gefährdungspotential und                

                                einer Einschätzung, ob die Querungszeiten für Menschen  

                                mit Behinderungen ausreichen unter Beteiligung von  

                                Menschen mit Behinderungen                                  

                                (Organisation/ Verwaltung – Beratung/ Stadtpolitik) 

     Maßnahme 2:  Barrierefreie Ausgestaltung von Straßenübergänge mit  

                                akustischen Hinweisgebern, taktilen Wegführungen und  

                                ggf. verlängerten Querungszeiten unter Einbeziehung von  

                                Fördermöglichkeiten (Beratung/ Stadtpolitik) 

  Maßnahme 3:  Bedarfsermittlung für Querungshilfen im Stadtgebiet unter  

                             Beteiligung von Menschen mit Behinderungen        

                             (Priorität: Schweriner Straße in Höhe der Discounter).  

                             (Organisation/ Verwaltung – Beratung/ Stadtpolitik) 

7.8.3   Bushaltestellen 

Es wurde festgestellt, dass die Bushaltestellen im Stadtgebiet nur in Teilen 

barrierefrei ausgestaltet sind. Ziel soll es sein, dass alle Bushaltestellen im 

Stadtgebiet barrierefrei nutzbar sind.  

    Maßnahme 1: Erfassung aller Bushaltestellen mit einer Bewertung ihrer                 

                              barrierefreien Nutzung  

                              (Organisation/ Verwaltung – Beratung/ Stadtpolitik) 

          Maßnahme 2: Festlegung einer Sanierungspriorität entsprechend der  

                                    Nutzungsfrequenz der Bushaltestellen und der damit  

                                    verbundenen Anbindungen an Nahversorgung oder  

                                    Freizeiteinrichtungen (Organisation/ Verwaltung) 

          Maßnahme 3: Entwicklung eines Konzepts für die Ausgestaltung von  

                                    barrierefreien Bushaltestellen im Stadtgebiet  

                                    (Organisation/ Verwaltung) 

  Maßnahme 4: Entwicklung von alternativen Konzepten für  

                            Bushaltestellen im Altbestand, die nicht ohne weiteres  
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                            barrierefrei saniert werden können  

                            (Priorität: Schweriner Straße in Höhe der Discounter)  

                            (Organisation/ Verwaltung) 
 

7.8.4 Parkplätze 

Die Stadtverwaltung hat an verschiedenen Standorten im Stadtgebiet 

Behindertenparkplätze eingerichtet. Die Wahl der Standorte und ihre 

Einbindung in das Angebotsgefüge der Stadt sollte regelmäßig überprüft 

werden, ebenso ihre Beschilderung. 

Maßnahme 1: Wiederkehrende Beschau von Behindertenparkplätzen  

                                      zusammen mit Menschen mit Behinderungen mit Blick auf   

                                      die Eignung des Standortes, die Anbindung und die  

                                      Ausschilderung, aber auch mit Blick auf das Fehlen von  

                                      behindertengerechten Parkraum  

                                      (Organisation/ Verwaltung) 

Maßnahme 2: Erarbeitung einer Übersicht aller Behindertenparkplätze  

                                      für eine Broschüre ˈBarrierefreies Ratzeburgˈ  

                                      (Organisation/ Verwaltung) 
 

7.9   Toiletten im öffentlichen Raum 

Die Stadtverwaltung hat an verschiedenen Standorten im Stadtgebiet 

barrierefreie öffentliche Toiletten (Marktplatz, Badestelle am Aqua Siwa, ... 

eingerichtet oder plant dieses konkret (Bahnhof).  

Maßnahme 1: Wiederkehrende Beschau von barrierefreien Toiletten im  

                                      öffentlichen Raum  zusammen mit Menschen mit  

                                      Behinderungen mit Blick auf die problemlose Nutzung, die  

                                      Eignung des Standortes, die Anbindung und die                                        

                                      Ausschilderung, aber auch mit Blick auf das Fehlen von  

                                      barrierefreien Toiletten (Organisation/ Verwaltung) 

Maßnahme 2:  Erarbeitung einer Übersicht aller öffentlichen  

                                      barrierefreien Toiletten für eine Broschüre 

                                      ˈBarrierefreies Ratzeburgˈ(Organisation/ Verwaltung) 

 

 

 



21 
 

8.   Sensibilisierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen 

Bei der Erarbeitung dieses ˈAktionsplanes Inklusionˈ der Stadt Ratzeburg haben 

Menschen mit Behinderungen aktiv mitgewirkt. Ohne ihre Perspektiven konnten 

die Analysen, die zu dem vorliegenden Maßnahmenkatalog führte, nicht sinnvoll 

durchgeführt werden. Es bedurfte dazu in der Verwaltung einer Sensibilisierung 

für die Belange von Menschen mit Behinderungen. Wichtig war hier die 

Bereitschaft zu einem offenen Diskurs mit Menschen mit Behinderungen, der auf 

Augenhöhe geführt wird. Inklusion ist allerdings nicht allein eine Aufgabe der 

Stadtverwaltung und der Stadtpolitik, sondern vor allem auch der 

Stadtgesellschaft. Die Stadt Ratzeburg kann mit ihrem Aktionsplan hier Impulse 

setzen, die anderen Säulen der Stadtgesellschaft, aus der Wirtschaft, dem 

Handel, den medizinischen Dienstleistungen, den Kulturbetrieben, den Sport- 

und Freizeitanbietern, den sozialen und kirchlichen Einrichtungen sind ebenfalls 

gefordert, Inklusion und Barrierefreiheit zu diskutieren und eigene 

Maßnahmenkataloge zu entwickeln. Diesen öffentlichen Diskurs zu befördern, 

setzt sich die Stadt Ratzeburg zur Aufgabe.  

Maßnahme 1: Organisation von wiederkehrenden, öffentlichen  

                                      Veranstaltungen, die Barrierefreiheit und Inklusion in  

                                      motivierender Weise thematisieren und eine öffentlichen  

                                      Diskurs mit Menschen mit Behinderungen auf Augenhöhe  

                                      ermöglichen (Organisation/ Verwaltung) 

Maßnahme 2:  Einrichtung einer geeigneten und durchsetzungsfähigen  

                                      Interessensvertretung für Menschen mit Behinderungen,  

                                      die vertrauensvoll und auf Augenhöhe mit der  

                                      Stadtverwaltung und der Stadtpolitik arbeitet  

                                      (Beratung/ Stadtpolitik) 

 

9. Inkraftsetzung und Gültigkeit 

Der ˈAktionsplan Inklusionˈ ist mit Beschlussfassung der Stadtvertretung vom 

...... in Kraft getreten. Er ist gültig für den Zeitraum vom 01.01.2024 bis zum 

31.12.2028. 

 

Ratzeburg, den ..... 


